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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Leistungen 
bei Schwerstpflegebedürftigkeit (Pflegeverbesserungsgesetz — PfIVG) 

A. Zielsetzung 

Die Versorgung und Absicherung bei Pflegebedürftigkeit muß 
verbessert werden. Dies ist nur in Teilschritten möglich. Der 
Gesetzentwurf will durch Verbesserungen der häuslichen 
Krankenpflege in der gesetzlichen Krankenversicherung und 
im sozialen Entschädigungsrecht den gegenwärtig dringend-
sten Bedarf abdecken. Dadurch sollen auch die häufig überla-
steten pflegenden Angehörigen in ihrer schwerer Aufgabe un-
terstützt werden. 

B. Lösung 

Die Zielsetzung soll durch folgende Regelungen erreicht wer-
den: 

1. Alle kranken Schwerstpflegebedürftigen, die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versichert oder nach dem 
Bundesversorgungsgesetz anspruchsberechtigt sind, erhal-
ten häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe. Die Lei-
stung umfaßt monatlich 25 Pflegeeinsätze bis zu je einer 
Stunde, die flexibel in Anspruch genommen werden kön-
nen. 

2. Fällt die pflegende Person vorübergehend aus, hat der 
Schwerstpflegebedürftige Anspruch auf eine Ersatzpflege-
kraft für bis zu insgesamt vier Wochen je Kalenderjahr. 

3. Es wird ausdrücklich gesetzlich festgelegt, daß die Leistun-
gen der medizinischen Rehabilitation insbesondere auch 
zur Vermeidung oder Minderung der Pflegebedürftigkeit zu 
erbringen sind. 
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C. Alternativen 

— Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung einer besseren 
Pflege der Fraktion DIE GRÜNEN (BT-Drucksache 10/ 
2609) 

— Entwurf eines Gesetzes zur Absicherung des Risikos der 
Pflegebedürftigkeit des Landes Hessen (BR-Drucksache 
81/86) 

— Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Pflegehilfen 
des Landes Rheinland-Pfalz (BR-Drucksache 137/86) 

— Entwurf eines Gesetzes zur Absicherung des Pflegefallrisi-
kos des Freistaats Bayern (BR-Drucksache 138/86) 

D. Kosten 

Durch die Neuregelung wird der Bund ab 1988 mit Kosten in 
Höhe von rund 100 Mio. DM jährlich belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (311) — 811 00 — Pf 14/86 
Bonn, den 9. Oktober 1986 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Leistungen bei Schwerstpflegebedürftig-
keit (Pflegeverbesserungsgesetz — Pf1VG) mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 567. Sitzung am 11. Juli 1986 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2 er-
sichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Leistungen 
bei Schwerstpflegebedürftigkeit (Pflegeverbesserungsgesetz — PfIVG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 182b wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Versicherte hat Anspruch auf Ver-
sorgung mit Heilmitteln, einschließlich Kran-
kengymnastik, Bewegungstherapie, Sprach-
therapie und Beschäftigungstherapie, die er-
forderlich sind, um eine Krankheit zu heilen, 
zu bessern oder eine Verschlimmerung zu ver-
hüten. Die Heilmittel sind dabei insbesondere 
auch als Maßnahmen der medizinischen Re-
habilitation einzusetzen, damit Behinderun-
gen und Pflegebedürftigkeit vermieden oder 
gemindert und dadurch die Fähigkeit des Ver-
sicherten zu selbständiger Lebensführung 
wieder hergestellt, verbessert oder erhalten 
werden."  

b) Der bisherige Text wird Absatz 2. 

2. § 185 erhält folgende Fassung: 
„§ 185 

(1) Schwerstpflegebedürftige, die voraussicht-
lich längere Zeit krank sind, erhalten in ihrem 
Haushalt oder ihrer Familie häusliche Kranken-
pflege und Haushaltshilfe. Schwerstpflegebe-
dürftig ist, wer so hilflos ist, daß er für die ge-
wöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens in 
besonders hohem Maße dauernd einer Hilfe be-
darf. Der Bundesausschuß der Ärzte und Kran-
kenkassen beschließt durch Richtlinien (§ 368 p) 
Näheres über die Verordnung häuslicher Kran-
kenpflege für Schwerstpflegebedürftige. 
(2) Häusliche Krankenpflege und Haushalts-

hilfe sollen die familiäre Pflege und Versorgung 
ergänzen. Diese Leistungen umfassen die im Ein-
zelfall notwendigen Hilfeleistungen bis zu einer 
Stunde je Pflegeeinsatz. Der Schwerstpflegebe-
dürftige hat Anspruch auf 25 Pflegeeinsätze je 
Kalendermonat. 
(3) Kann die familiäre Pflege und Versorgung 

des Schwerstpflegebedürftigen zeitweise nicht 
erbracht werden, werden häusliche Kranken-
pflege und Haushaltshilfe über den Rahmen des 
Absatzes 2 hinaus im erforderlichen Umfang für 
längstens vier Wochen je Kalenderjahr gewährt. 

Wird der Schwerstpflegebedürftige während die-
ser Zeit außerhalb seines Haushalts oder seiner 
Familie geflegt, übernimmt die Krankenkasse 
die dadurch entstehenden Kosten bis zur Höhe 
des Betrages, den sie beim Verbleib des 
Schwerstpflegebedürftigen in seinem Haushalt 
oder seiner Familie aufzuwenden hätte. 

(4) Andere als die in Absatz 1 bis 3 genannten 
Versicherten erhalten in ihrem Haushalt oder ih-
rer Familie neben der ärztlichen Behandlung 
häusliche Krankenpflege, wenn Krankenhaus-
pflege geboten, aber nicht ausführbar ist, oder 
Krankenhauspflege dadurch abgekürzt oder ver-
mieden wird; die häusliche Krankenpflege wird 
so lange gewährt, wie Krankenhauspflege erfor-
derlich gewesen wäre. 

(5) Die Satzung kann bestimmen, daß andere 
als die in Absatz 1 bis 3 genannten Versicherten 
häusliche Krankenpflege auch dann erhalten, 
wenn diese zur Sicherung der ärztlichen Behand-
lung erforderlich ist. 

(6) Häusliche Krankenpflege nach Absatz 4 
und 5 wird insoweit gewährt, als eine im Haus-
halt lebende Person den Kranken nicht pflegen 
kann. 

(7) Die häusliche Krankenpflege wird durch 
Pflegekräfte mit einer staatlichen Erlaubnis oder 
durch andere zur Pflege oder Versorgung geeig-
nete Kräfte erbracht. Hat die Krankenkasse mit 
mehreren Leistungserbringern Verträge ge-
schlossen (§ 376 b), so soll sie bei der Auswahl im 
Einzelfall den begründeten Interessen des Versi-
cherten entsprechen. 

(8) Der Anspruch auf häusliche Krankenpflege 
nach den Absätzen 1 bis 7 entfällt, wenn An-
spruch nach § 34 des Beamtenversorgungsgeset-
zes besteht."  

3. In § 185b Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „wenn 
Krankenhauspflege (§ 184) dadurch nicht erfor-
derlich wird" durch die Worte „wenn Kranken-
hauspflege (§ 184) dadurch abgekürzt oder ver-
mieden wird" ersetzt. 

4. In § 368 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „und 
Krankenhauspflege" durch die Worte ,, , Kran-
kenhauspflege und häuslicher Krankenpflege" 
ersetzt. 

5. In § 368 o Abs. 7 werden nach dem Wort „Be-
schlußfassung" die Worte „über Richtlinien über 
die Verordnung häuslicher Krankenpflege nach 
§ 368p Abs. 1 Satz 1 sowie" eingefügt. 

6. In § 368p Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Krankenhauspflege," die Worte „die Verordnung 
von häuslicher Krankenpflege," eingefügt. 
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7. § 369b Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
„1. die Verordnung von Versicherungsleistungen 

in den erforderlichen Fällen durch einen Arzt 
(Vertrauensarzt) rechtzeitig nachprüfen zu 
lassen. Das Vorliegen der Schwerstpflegebe-
dürftigkeit im Sinne des § 185 ist stets durch 
einen Vertrauensarzt, in der Regel aufgrund 
einer Untersuchung des Versicherten mög-
lichst in seiner häuslichen Umgebung, zu 
überprüfen; die Überprüfung ist in angemes-
senen Abständen zu wiederholen,". 

8. § 376b erhält folgende Fassung: 
„§ 376 b 

Die Krankenkasse kann zur Gewährung von 
häuslicher Krankenpflege und von Haushalts-
hilfe geeignete Kräfte anstellen. Wenn die Kran-
kenkasse dafür andere Personen oder Einrich-
tungen in Anspruch nimmt, hat sie über Inhalt, 
Umfang und Vergütung der Dienstleistungen 
Verträge zu schließen; dabei ist der Vielfalt der 
Träger Rechnung zu tragen. Die Krankenkasse 
hat darauf zu achten, daß die Leistungen wirt-
schaftlich und preisgünstig erbracht werden." 

9. In § 525c Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Zahnkronen" die Worte „sowie die Verordnung 
von häuslicher Krankenpflege" eingefügt. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), zu-
letzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Der Versicherte hat Anspruch auf Ver-

sorgung mit Heilmitteln, einschließlich Kran-
kengymnastik, Bewegungstherapie, Sprach-
therapie und Beschäftigungstherapie, die er-
forderlich sind, um eine Krankheit zu heilen, 
zu bessern oder eine Verschlimmerung zu ver-
hüten. Die Heilmittel sind dabei insbesondere 
auch als Maßnahmen der medizinischen Re-
habilitation einzusetzen, damit Behinderun-
gen und Pflegebedürftigkeit vermieden oder 
gemindert und dadurch die Fähigkeit des Ver-
sicherten zu selbständiger Lebensführung 
wieder hergestellt, verbessert oder erhalten 
werden."  

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 2 a. 

2. § 18 erhält folgende Fassung: 
„§ 18 

(1) Schwerstpflegebedürftige, die voraussicht-
lich längere Zeit krank sind, erhalten in ihrem 
Haushalt oder ihrer Familie häusliche Kranken-
pflege und Haushaltshilfe. Schwerstpflegebe-
dürftig ist, wer so hilflos ist, daß er für die ge-
wöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens in  

besonders hohem Maße dauernd einer Hilfe be-
darf. Der Bundesausschuß der Ärzte und Kran-
kenkassen beschließt durch Richtlinien (§ 368 p 
der Reichsversicherungsordnung) Näheres über 
die Verordnung häuslicher Krankenpflege für 
Schwerstpflegebedürftige. 
(2) Häusliche Krankenpflege und Haushalts-

hilfe sollen die familiäre Pflege und Versorgung 
ergänzen. Diese Leistungen umfassen die im Ein-
zelfall notwendigen Hilfeleistungen bis zu einer 
Stunde je Pflegeeinsatz. Der Schwerstpflegebe-
dürftige hat Anspruch auf 25 Pflegeeinsätze je 
Kalendermonat. 
(3) Kann die familiäre Pflege und Versorgung 

des Schwerstpflegebedürftigen zeitweise nicht 
erbracht werden, werden häusliche Kranken-
pflege und Haushaltshilfe über den Rahmen des 
Absatzes 2 hinaus im erforderlichen Umfang für 
längstens vier Wochen je Kalenderjahr gewährt. 
Wird der Schwerstpflegebedürftige während die-
ser Zeit außerhalb seines Haushalts oder seiner 
Familie gepflegt, übernimmt die Krankenkasse 
die dadurch entstehenden Kosten bis zur Höhe 
des Betrages, den sie beim Verbleib des 
Schwerstpflegebedürftigen in seinem Haushalt 
oder seiner Familie aufzuwenden hätte. 
(4) Andere als die in Absatz 1 bis 3 genannten 

Versicherten erhalten in ihrem Haushalt oder ih-
rer Familie neben der ärztlichen Behandlung 
häusliche Krankenpflege, wenn Krankenhaus-
pflege geboten, aber nicht ausführbar ist, oder 
Krankenhauspflege dadurch abgekürzt oder ver-
mieden wird; die häusliche Krankenpflege wird 
so lange gewährt, wie Krankenhauspflege erfor-
derlich gewesen wäre. 
(5) Die Satzung kann bestimmen, daß andere 

als die in Absatz 1 bis 3 genannten Versicherten 
häusliche Krankenpflege auch dann erhalten, 
wenn diese zur Sicherung der ärztlichen Behand-
lung erforderlich ist. 

(6) Häusliche Krankenpflege nach Absatz 4 
und 5 wird insoweit gewährt, als eine im Haus-
halt lebende Person den Kranken nicht pflegen 
kann. 

(7) Die häusliche Krankenpflege wird durch 
Pflegekräfte mit einer staatlichen Erlaubnis oder 
durch andere zur Pflege oder Versorgung geeig-
nete Kräfte erbracht. Hat die Krankenkasse mit 
mehreren Leistungserbringern Verträge ge-
schlossen (§ 77), so soll sie bei der Auswahl im 
Einzelfall den begründeten Interessen des Versi-
cherten entsprechen. 

(8) Der Anspruch auf häusliche Krankenpflege 
nach den Absätzen 1 bis 7 entfällt, wenn An-
spruch nach § 34 des Beamtenversorgungsgeset-
zes besteht."  

3. § 75 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 
„1. die Verordnung von Versicherungsleistungen 

in den erforderlichen Fällen durch einen Arzt 
(Vertrauensarzt) rechtzeitig nachprüfen zu 
lassen. Das Vorliegen der Schwerstpflegebe-
dürftigkeit im Sinne des § 18 ist stets durch 
einen Vertrauensarzt, in der Regel aufgrund 
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einer Untersuchung des Versicherten mög-
lichst in seiner häuslichen Umgebung, zu 
überprüfen; die Überprüfung ist in angemes-
senen Abständen zu wiederholen,". 

4. § 77 erhält folgende Fassung: 

„§ 77 
(1) Zur Gewährung von häuslicher Kranken-

pflege und von Haushaltshilfe im Sinne von § 18 
kann die Krankenkasse geeignete Kräfte anstel-
len. Wenn die Krankenkasse dafür andere Perso-
nen oder Einrichtungen in Anspruch nimmt, hat 
sie über Inhalt, Umfang und Vergütung der 
Dienstleistungen Verträge zu schließen; dabei ist 
der Vielfalt der Träger Rechnung zu tragen. Die 
Krankenkasse hat darauf zu achten, daß die Lei-
stungen wirtschaftlich und preisgünstig erbracht 
werden. 

(2) Im übrigen kann die Krankenkasse die zur 
Gewährung von Betriebs- und Haushaltshilfe be-
nötigten Personen gemeinsam mit der landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaft und der land-
wirtschaftlichen Alterskasse anstellen. Soweit 
die Krankenkasse Beschäftigte anderer Einrich-
tungen in Anspruch nimmt, hat sie mit den Ein-
richtungen Verträge über die Erbringung und 
Vergütung der Dienstleistungen zu schließen." 

Artikel 3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

In § 204 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 822-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGB1. I  S....) geändert worden ist, werden nach 
dem Wort „Haushaltshilfe" die Worte „und häusli-
cher Krankenpflege" eingefügt. 

Artikel 4 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I 
S. 21), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 bis 5 gestri-

chen. 
b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 

eingefügt: 
„(1 a) Schwerstpflegebedürftige, die voraus-

sichtlich längere Zeit krank sind, erhalten in 
ihrem Haushalt oder ihrer Familie häusliche 
Krankenpflege und Haushaltshilfe. Schwerst-
pflegebedürftig ist, wer so hilflos ist, daß er 
für die gewöhnlichen und regelmäßig wieder-
kehrenden Verrichtungen im Ablauf des tägli-
chen Lebens in besonders hohem Maße dau-
ernd einer Hilfe bedarf. Häusliche Kranken-
pflege und Haushaltshilfe sollen die familiäre 
Pflege und Versorgung ergänzen. Diese Lei-

stungen umfassen die im Einzelfall notwendi-
gen Hilfeleistungen bis zu einer Stunde je 
Pflegeeinsatz. Beschädigte haben Anspruch 
auf 25 Pflegeeinsätze je Kalendermonat. 
Häusliche Krankenpflege wird durch Pflege-
kräfte mit einer staatlichen Erlaubnis oder 
durch andere zur Pflege oder Versorgung ge-
eignete Kräfte erbracht. 

(1 b) Kann die familiäre Pflege und Versor-
gung des Schwerstpflegebedürftigen zeitweise 
nicht erbracht werden, werden häusliche 
Krankenpflege und Haushaltshilfe über den 
Rahmen des Absatzes 1 a Satz 3 bis 5 hinaus 
im erforderlichen Umfang für längstens vier 
Wochen je Kalenderjahr gewährt. Wird der 
Schwerstpflegebedürftige während dieser Zeit 
außerhalb seines Haushalts oder seiner Fami-
lie gepflegt, werden die dadurch entstehenden 
Kosten bis zur Höhe des Betrages übernom-
men, der beim Verbleib des Schwerstpflegebe-
dürftigen in seinem Haushalt oder seiner Fa-
milie hätte aufgewandt werden müssen. 

(1 c) Andere als die in Absatz 1 a genannten 
Beschädigten erhalten in ihrem Haushalt 
oder ihrer Familie neben der ärztlichen Be-
handlung häusliche Krankenpflege, wenn 
Krankenhausbehandlung geboten, aber nicht 
ausführbar ist, oder Krankenhausbehandlung 
dadurch abgekürzt oder vermieden wird; die 
häusliche Krankenpflege wird so lange ge-
währt, wie Krankenhausbehandlung erforder-
lich gewesen wäre. Häusliche Krankenpflege 
kann auch gewährt werden, wenn sie zur Si-
cherung der ärztlichen Behandlung erforder-
lich ist. Sie wird in den Fällen der Sätze 1 
und 2 insoweit gewährt, als eine im Haushalt 
lebende Person den Kranken nicht pflegen 
kann. 

(1 d) Art und Umfang der Heilbehandlung 
decken sich, soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt, mit den Leistungen, zu denen 
die Krankenkasse (§ 18c Abs. 2 Satz 1) ihren 
Mitgliedern verpflichtet ist."  

2. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Für die Krankenbehandlung gilt § 11 Abs. 1 

mit Ausnahme des Satzes 1 Nr. 4 sowie Absät-
ze 1 a bis 1 d entsprechend." 

3. In § 18 Abs. 7 werden die Worte „§ 11 Abs. 1 
Satz 3" durch die Worte „§ 11 Abs. 1 a Satz 6" er-
setzt. 

4. § 35 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Hauspflege" 

durch die Worte „häusliche Krankenpflege 
nach diesem Gesetz oder eine entsprechende 
Leistung von einem Sozialversicherungsträ-
ger" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Die Zahlung kann jedoch nach Absatz 3 teil-
weise eingestellt werden, wenn Leistungen 
nach § 11 Abs. 1 a und 1 b oder entsprechende 
Leistungen eines Sozialversicherungsträgers 
erbracht werden."  
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Artikel 5 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Ausgangslage 

Es besteht allgemeine Übereinstimmung, daß die 
Versorgung und Absicherung bei Pflegebedürftig-
keit verbessert werden muß. Veränderungen im Al-
tersaufbau der Bevölkerung haben dazu geführt, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland ein hoher 
Bedarf an Pflege vor allem älterer Menschen ent-
standen ist. Gleichzeitig ist die Zahl der jüngeren 
Menschen, die Pflege übernehmen können, fast 
konstant geblieben. Gesellschaftliche Wandlungen 
wie der Trend zur Kleinfamilie, auf sie zugeschnit-
tene Wohnverhältnisse und die Erwerbstätigkeit 
der Frauen führen außerdem dazu, daß es oft 
schwierig ist, die Pflege von Angehörigen in der 
häuslichen Umgebung sicherzustellen. In der Regel 
ist es aber Wunsch des Pflegebedürftigen, soweit 
möglich, die erforderliche Pflege im häuslichen Be-
reich zu erhalten und nicht in ein Krankenhaus 
oder in ein Pflegeheim eingewiesen zu werden. 

Die Zahl der Pflegebedürftigen, die so hilflos sind, 
daß sie dauernd fremde Hilfe in unterschiedlicher 
Intensität benötigen, hat sich in den letzten Jahr-
zehnten stark erhöht. Die Bundesregierung geht 
von 2 Millionen Pflegebedürftigen aus, von denen 
fast 90 vom Hundert in der häuslichen Umgebung 
und rund 260 000 in Heimen betreut werden. Von 
den im häuslichen Bereich versorgten Personen 
zählen rund 210 000 zu den Schwerstpflegebedürfti-
gen und rund 420 000 zu den Schwerpflegebedürfti-
gen, während etwa 1 Million Pflege leichteren Um-
fangs benötigen. Etwa 65 vom Hundert der zu 
Hause versorgten Pflegebedürftigen sind 65 Jahre 
und älter; der Anteil der über 80jährigen beträgt 
rund 25 vom Hundert. 

Diese Zahlen belegen, daß die Pflege auch heute 
noch in erster Linie als Aufgabe der Familie ange-
sehen und in hohem Maße wahrgenommen wird. 
Das ist nur möglich, weil sich in den Familien viele 
Angehörige in aufopferungsvoller Weise dieser Auf-
gabe annehmen. Es ist jedoch nicht zu übersehen, 
daß es für die Familien immer schwieriger wird, die 
Pflege, insbesondere der Schwerstpflegebedürfti-
gen, aus eigener Kraft und mit eigenen Mitteln 
sicherzustellen. Viele dieser Familien haben die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten erreicht. Sie sind auf 
ergänzende Hilfe angewiesen, wenn ihre Überla-
stung und eine Unterversorgung der Pflegebedürfti-
gen vermieden werden sollen. 

Die gegenwärtige soziale Absicherung bei Pflegebe-
dürftigkeit ist deshalb nach allgemeiner Auffassung 
verbesserungsbedürftig. Viele Betroffene können 
den hohen Pflegebedarf, der z. B. durch Sozialstatio-
nen oder in Pflegeheimen abgedeckt wird, nicht voll 
finanzieren. In Teilbereichen werden öffentliche 
Leistungen gewährt (z. B. Kriegsopferversorgung, 

gesetzliche Unfallversicherung, Pflegegesetze der 
Länder Berlin, Bremen und Rheinland-Pfalz, Beihil-
feregelungen des öffentlichen Dienstes, Sozialhilfe). 
Im Bereich der privaten Absicherung sind erst An-
sätze vorhanden. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht zu Fra-
gen der Pflegebedürftigkeit vom 5. September 1984 
(BT-Drucksache 10/1943) eine eingehende Analyse 
der Situation von Pflegebedürftigen und Pflegen-
den vorgelegt und hieraus erste wichtige Schritte 
zur Verbesserung der sozialen Absicherung bei 
Pflegebedürftigkeit in Form eines Bündels von 
Maßnahmen abgeleitet. Von den angekündigten 
Maßnahmen sind die Verbesserungen im Woh-
nungswesen in Kraft; steuerliche Verbesserungen 
werden noch geprüft. Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf löst die Bundesregierung ihre Zusage ein, 
die Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zur Unterstützung der häuslichen Pflege zu 
verbessern. 

II. Stand der Diskussion 

Seit über zehn Jahren sind in Bund und Ländern 
Lösungsmöglichkeiten erörtert und Vorschläge ent-
wickelt worden. Inzwischen liegen dem Bundesrat 
und dem Deutschen Bundestag insgesamt vier Ge-
setzentwürfe vor, die auf unterschiedlichen Konzep-
tionen beruhen. 

Eine versicherungsrechtliche Lösung haben die 
Länder Bayern (BR-Drucksache 138/86) und Hes-
sen (BR-Drucksache 81/86), eine steuerfinanzierte 
Lösung haben das Land Rheinland-Pfalz (BR-
Drucksache 137/86) und die Fraktion DIE GRÜNEN 
(BT-Drucksache 10/2609) vorgeschlagen. 

Der Freistaat Bayern schlägt im Rahmen der ge-
setzlichen Krankenversicherung eine Leistung 
„Pflegehilfe" für über 65jährige Schwerst- und 
Schwerpflegebedürftige bei häuslicher, teilstationä-
rer und stationärer Pflege vor. Die Pflegehilfe soll 
aus einer Geldleistung von etwa durchschnittlich 
20 DM täglich bestehen und durch einen Bundeszu-
schuß in Höhe von 3,5 Mrd. DM und durch Beiträge 
in Höhe von rund 1,3 Mrd. DM aufgebracht wer-
den. 

Das Land Hessen schlägt die Einführung einer 
Pflegeversicherung als Volksversicherung vor mit 
umfassenden Pflegeleistungen für den häuslichen, 
teilstationären und stationären Bereich. Die Auf-
wendungen werden im hessischen Entwurf auf 
rund 12 Mrd. DM geschätzt und sollen über einen 
Bundeszuschuß in Höhe von 30 vom Hundert der 
Ausgaben der Pflegeversicherung und über Bei-
träge finanziert werden. 

Unter den steuerfinanzierten Lösungen ist der Ge

-

setzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN der wei- 
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tergehende. In einem Leistungsgesetz des Bundes 
sind Geld- und Sachleistungen für die häusliche 
Pflege, die Pflege in Wohngruppen und bis Ende 
1995 für den stationären Bereich vorgesehen. Die 
Kosten werden mit insgesamt rund 13 Mrd. DM an-
gegeben, die je zur Hälfte vom Bund und den Län-
dern getragen werden sollen. 

Im Gesetzentwurf des Landes Rheinland-Pfalz 
sind unter anderem Leistungsverbesserungen für 
den häuslichen, teilstationären und stationären Be-
reich in Form von Geldleistungen für über 60jäh-
rige Pflegebedürftige und für Pflegepersonen vorge-
sehen. Die Kosten werden mit rund 3,5 Mrd. DM 
beziffert. Die Aufwendungen für die Pflegehilfen 
soll der Bund tragen. 

Die Bundesregierung muß auch nach Würdigung 
der bereits vorliegenden Gesetzentwürfe an ihrer 
im Pflegebericht dargestellten Auffassung festhal-
ten, daß eine umfassende Lösung gegenwärtig 
schon aus finanziellen Gründen nicht zu verwirkli-
chen ist (vgl. BT-Drucksache 10/1943, S. 13). Sie hat 
sich deshalb entschlossen, das gegenwärtige Sy-
stem der Versorgung und Sicherung Pflegebedürfti-
ger mit einem Bündel von Einzelmaßnahmen zu 
verbessern. Für dieses Vorgehen spricht, daß 

— die Wirkungen neuer Maßnahmen besser beob-
achtet und unerwünschte Folgen begrenzt wer-
den können, 

— die familiäre Pflegebereitschaft besser gefördert 
und unterstützt werden kann, 

— für Eigeninitiativen zur Absicherung des Risi

-

kos der Pflegebedürftigkeit Raum bleibt und 

— die beabsichtigten Verbesserungen sich im Rah

-

men des finanziell Möglichen halten können. 

III. Konzept des Gesetzentwurfs 

Die in diesem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Lei-
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung und 
des sozialen Entschädigungsrechts zur Unterstüt-
zung der häuslichen Pflege decken den gegenwärtig 
dringendsten Bedarf ab. 

1. Maßnahmen der gesetzlichen Krankenversiche

-
rung zur Unterstützung der häuslichen Pflege 

Alle bisher entwickelten Verbesserungsvorschläge 
räumen der häuslichen Pflege den Vorrang vor der 
stationären Pflege ein. Von dem hohen Rang per-
sönlicher Zuwendung und Hilfe im häuslichen Be-
reich geht die Bundesregierung auch bei den Maß-
nahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
aus. 

a) Verstärkung von Maßnahmen der medizinischen 
Rehabilitation zur Vermeidung oder zur Minde-
rung von Pflegebedürftigkeit 

Die Bundesregierung hatte in ihrem Bericht zu Fra

-

gen der Pflegebedürftigkeit festgestellt, daß Maß

-

nahmen der medizinischen Rehabilitation und akti-
vierenden Pflege trotz der gegenwärtig an sich aus-
reichenden gesetzlichen Regelungen im Recht der 
gesetzlichen Krankenversicherung in der Praxis 
nur unzureichend durchgeführt werden. Das trifft 
sowohl auf den stationären Bereich, z. B. Kranken-
häuser, als auch auf den ambulanten Bereich zu. 
Appelle allein reichen nach den bisherigen Erfah-
rungen nicht aus, um eine verstärkte Durchführung 
zu gewährleisten. Aus diesen Gründen werden die 
Maßnahmen im Gesetz jetzt ausdrücklich benannt. 
Als medizinische Leistungen zur Rehabilitation bei 
Behinderung oder Pflegebedürftigkeit kommen vor 
allem Krankengymnastik, Bewegungs-, Sprach- und 
Beschäftigungstherapie in Betracht. Diese Leistun-
gen sind geeignet, im Anschluß an die Behandlung 
akuter Erkrankungen den Eintritt von Pflegebe-
dürftigkeit zu verhindern oder das Ausmaß einer 
zur Pflegebedürftigkeit führenden Behinderung zu 
vermindern. Sie können gezielt darauf gerichtet 
werden, die nach einer Krankheit verbleibenden 
Kräfte und Fähigkeiten des Patienten zu stärken 
und ihm eine Rückkehr oder ein Verbleiben in der 
häuslichen Umgebung zu ermöglichen; hierzu ge-
hört vor allem die Wiedererlangung der Fähigkeit 
zur selbständigen Lebens- und Haushaltsführung. 

b) Häusliche Krankenpflege für Schwerstpflegebe-
dürftige 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß bei der 
Gruppe der Schwerstpflegebedürftigen ein beson-
ders hoher Pflegebedarf besteht, der die Angehöri-
gen häufig überfordert. Bei dieser Gruppe ist des-
halb in erster Linie eine ergänzende Hilfe erforder-
lich, um das Verbleiben des Schwerstpflegebedürfti-
gen auf Dauer im häuslichen Bereich zu ermögli-
chen und die Fähigkeit und Bereitschaft der Ange-
hörigen zur Pflege zu stärken. Der Gesetzentwurf 
sieht für diesen Personenkreis vor, die familiäre 
Pflege und Versorgung durch einen Anspruch des 
Schwerstpflegebedürftigen auf 25 Pflegeeinsätze zu 
unterstützen. Unter einem Pflegeeinsatz ist eine 
Mischleistung zu verstehen, die aus den im Einzel-
fall notwendigen Hilfeleistungen der Behandlungs-
pflege, Grundpflege und hauswirtschaftlichen Ver-
sorgung besteht. 

Im Hinblick auf die finanziellen Rahmenbedingun-
gen wird der Anspruch auf Schwerstpflegebedürf-
tige beschränkt und auf einen Umfang von 25 Pfle-
geeinsätzen je Kalendermonat festgelegt. Damit 
wird der dringendste Pflegebedarf abgedeckt. Die 
Bundesregierung hält auch an dem Grundsatz fest, 
daß Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nur bei Krankheit zu erbringen sind. 

Das Problem der Abgrenzung zwischen Schwerst-
pflegebedürftigen und anderen pflegebedürftigen 
Personen ist im Hinblick auf die langjährige Ver-
waltungspraxis im sozialen Entschädigungsrecht 
und in der gesetzlichen Unfa llversicherung lösbar, 
zumal in die Überprüfung der im Einzelfall zu tref-
fenden Entscheidungen der Vertrauensärztliche 
Dienst eingeschaltet wird. 
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c) Hilfe für Schwerstpflegebedürftige bei Ausfall 
der Pflegeperson 

Schwerstpflegebedürftige im häuslichen Bereich 
sind in besonders großem Umfang auf die Hilfe 
ihnen nahe stehender Personen angewiesen. Die 
Pflege eines Schwerstpflegebedürftigen ist aber 
auch eine sehr große Belastung für die Pflegenden. 
Wird der Pflegende krank oder fällt er aus sonsti-
gen Gründen vorübergehend für die Betreuung aus, 
so besteht die Gefahr, daß die Pflege entweder nicht 
geleistet werden kann oder trotz der Erkrankung 
bis zur Erschöpfung des Pflegenden fortgeführt 
wird. Oft wird als Ausweg die Einweisung in ein 
Krankenhaus angesehen, damit eine Verschlimme-
rung des Zustandes des Pflegebedürftigen vermie-
den wird. Mit dem Gesetzentwurf wird sicherge-
stellt, daß der zeitweise Ausfall des Pflegenden auf-
gefangen werden kann, indem die Pflegeleistung 
durch Fachkräfte von Sozialstationen oder ver-
gleichbaren Pflegediensten ersetzt wird. Die im 
Einzelfall notwendigen Pflegeeinsätze sind von der 
Krankenkasse für längstens vier Wochen zu über-
nehmen. 

2. Maßnahmen im sozialen Entschädigungsrecht 
zur Unterstützung der häuslichen Pflege 

Um die Einheitlichkeit der Leistungen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung und dem sozialen 
Entschädigungsrecht zu wahren, werden die neuen 
Regelungen der Krankenversicherung in das Bun-
desversorgungsgesetz (BVG) übernommen. Die bis-
herigen Ansprüche auf häusliche Krankenpflege 
bleiben bestehen. 

IV. Weitere Schritte 

Mit diesem Gesetzentwurf wird ein wichtiger 
Schritt getan, der einem dringenden Bedarf der 
Schwerstpflegebedürftigen und ihrer Familien 
Rechnung tragen und dort ein Stück Entlastung be-
wirken wird. Allerdings kann die Lösung der Pfle-
gefallproblematik überhaupt nur in Teilschritten 
erfolgen; der Versuch einer umfassenden Lösung, 
einer sogenannten Großen Lösung mit einem zwei-
stelligen Milliarden-Aufwand, wäre von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. 

Bei der Realisierung weiterer Teilschritte wird sich 
die Bundesregierung an dem Konzept orientieren, 
das in ihrem Pflegebericht vom 5. September 1984 
aufgezeigt ist: 

— Verbesserungsbedürftig bleibt danach unter Be-
achtung des Vorrangs der häuslichen Pflege zu-
nächst die Absicherung derjenigen Pflegebe-
dürftigen, die nicht zur Gruppe der Schwerst-
pflegebedürftigen zählen und die in vielen Fäl-
len ebenfalls ergänzende Hilfen benötigen, um 
im häuslichen Bereich gepflegt werden zu kön-
nen. 

— Verbesserungsbedürftig ist auch die soziale Si-
cherung der Pflegepersonen, die — in der Mehr-
zahl Frauen — eine Erwerbstätigkeit unterbre-
chen, aufgeben oder überhaupt nicht aufnehmen 

und sich u. U. jahrelang der häuslichen Pflege 
ihrer Angehörigen widmen. Insbesondere die Al-
terssicherung dieser Pflegepersonen ist derzeit 
unbefriedigend. 

— Verstärkte Bedeutung wird den Möglichkeiten 
und Anreizen zur Eigenvorsorge bei künftigen 
Verbesserungen zukommen müssen. In diesem 
Zusammenhang sind die Initiativen der privaten 
Versicherungswirtschaft zu begrüßen, die zu-
nehmend Pflegeversicherungen im Rahmen der 
privaten Krankenversicherung oder der Lebens-
versicherung anbieten. Diesen Initiativen wird 
durch die eingeleiteten Schritte in der gesetzli-
chen Krankenversicherung keineswegs der Bo-
den entzogen. Vielmehr lassen die jetzt vorgese-
henen Leistungsverbesserungen einer zusätzli-
chen privaten Absicherung des Risikos der Pfle-
gebedürftigkeit weiten Raum. 

— In dem Gesamtzusammenhang sind auch steu-
erliche Verbesserungen zu prüfen. 

— Auf Dauer sind auch Verbesserungen bei der 
Heimpflege notwendig. 

Mit diesem Gesetzentwurf wird die grundsätzliche 
Richtung für weitere Schritte zur Lösung des Pro-
blems der Pflegebedürftigkeit nicht vorgegeben. 
Insbesondere sind die vorgeschlagenen Leistungs-
verbesserungen in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung kein Einstieg in eine gesetzliche Pflegever-
sicherung. Deshalb bleibt die Frage der Finanzie-
rung weitergehender Maßnahmen offen. In diese 
Diskussion werden auch die Lösungsansätze einbe-
zogen, die bereits zu Gesetzesinitiativen geführt ha-
ben oder noch führen werden. Dabei wird es auch 
auf die Haltung des Bundesrates ankommen, dem 
bereits drei unterschiedliche Gesetzentwürfe aus 
Bundesländern vorliegen. Die Bundesregierung ist 
bestrebt, bei der Verbesserung der Lage der Pflege-
bedürftigen einen grundsätzlichen Konsens mit den 
Ländern zu erreichen. 

V. Beitragssatzstabilität auch bei neuen gesund-
heitspolitischen Prioritäten 

Das Ziel der Beitragssatzstabilität in der gesetzli-
chen Krankenversicherung bedeutet nicht den Ver-
zicht auf jegliche gesundheitspolitische Gestaltung. 
Auch bei stabilen Beitragssätzen müssen neue Auf-
gaben in der gesetzlichen Krankenversicherung fi-
nanzierbar sein, wenn diese sich in klare Vorstel-
lungen über gesundheitspolitische Prioritäten in 
der gesundheitlichen Versorgung einordnen. Die 
Bundesregierung bekennt sich auch im Bereich der 
Pflege zum Vorrang der ambulanten vor der statio-
nären Versorgung. Dies bedeutet den Ausbau der 
ambulanten Hilfen bei gleichzeitiger Entlastung im 
stationären Bereich. Dies führt im Ergebnis zu 
mehr Wirtschaftlichkeit und entspricht dem Ziel ei-
ner am Menschen orientierten Versorgung. Dies 
entspricht auch dem Ziel der Beitragssatzstabilität. 

Der Gesetzentwurf wird bei den Trägern der gesetz- 
lichen Krankenversicherung ab 1988 voraussicht

-

lich Mehrausgaben von rund 2 Mrd. DM auslösen. 
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Angesichts der angespannten Finanzsituation der 
Krankenkassen, der in den Jahren 1984 und 1985 
entstandenen Defizite und der deswegen gestiege-
nen Beitragssätze sind Leistungsausweitungen nur 
zu vertreten, wenn durch entsprechende Einsparun-
gen an anderer Stelle ein Ausgleich erreicht werden 
kann. 

Die Leistungsverbesserungen bei der häuslichen 
Pflege und in der medizinischen Rehabilitation sind 
geeignet, den Bereich der stationären Kranken-
hausversorgung wesentlich zu entlasten. Patienten, 
die bisher trotz Beendigung der Akutbehandlung 
im Krankenhaus geblieben sind, weil die weiterhin 
notwendige Pflege nicht gesichert war, können 
künftig früher nach Hause entlassen werden, wenn 
dort die häusliche Krankenpflege in einer fachlich 
ausreichenden Qualität gewährleistet ist. Hierzu 
trägt dieser Gesetzentwurf bei. Er rechtfertigt zu-
sätzliche Anstrengungen der Länder zum Abbau 
von Akutbetten. 

Der Grad der Fehlbelegung von Akutbetten mit 
pflegebedürftigen Patienten ist nicht genau be-
kannt. Allerdings wird allgemein davon ausgegan-
gen, daß eine durchaus beachtliche Zahl von Kran-
kenhausbetten eingespart werden kann, wenn Fehl-
belegungen infolge Pflegebedürftigkeit künftig ver-
mieden werden. 

Angesichts der Zuständigkeitsverteilung zwischen 
Bund und Ländern für den Krankenhausbereich 
wird es in erster Linie Aufgabe der Länder sein, im 
Rahmen der Krankenhausplanung die gebotenen 
Folgerungen zu ziehen. 

Den Krankenkassen stehen in Gestalt des Kran-
kenhaus-Neuordnungsgesetzes und der Bundespfle-
gesatzverordnung geeignete Mitwirkungsinstru-
mente zur Verfügung, um sich in den notwendigen 
Prozeß des Bettenabbaus in den Akutkrankenhäu-
sern aktiv und wirksam einzuschalten. 

Von den Ländern muß erwartet werden, daß sie zur 
Frage des Bettenabbaus im Verlauf des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens — über die in der Kon-
zertierten Aktion im Gesundheitswesen allgemein 
erklärte Bereitschaft hinaus — nicht nur konkrete 
Erklärungen abgeben, sondern auch ihre Planungs-
überlegungen verdeutlichen und die erforderliche 
Stillegung oder Umwidmung von Krankenhausbet-
ten in die Wege leiten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Reichsversicherungsordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 182b RVO) 

Der neue Absatz 1 konkretisiert den Anspruch des 
Versicherten auf Heilmittel (§ 182 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe b RVO) und führt die Krankengymnastik so-
wie die Bewegungs-, Sprach- und Beschäftigungs-
therapie besonders auf. Diese Leistungen haben 
insbesondere als Maßnahmen der medizinischen 
Rehabilitation für Behinderte und Pflegebedürftige 

große Bedeutung, mit ihrer Hilfe können die Kräfte 
und Fähigkeiten dieser Personen gezielt gestärkt 
und eine Rückkehr oder ein Verbleiben in der häus-
lichen Umgebung ermöglicht werden. Satz 2 des 
neuen Absatzes 1 weist auf diese Zielsetzung aus-
drücklich hin. Damit soll ein künftig verstärkter 
Einsatz dieser Heilmittel im ambulanten Bereich 
als ein besonderes Anliegen dieses Gesetzentwurfs 
herausgestellt werden. Im übrigen versteht es sich 
von selbst, daß auch in Heimen und Krankenhäu-
sern diese Heilmittel verstärkt eingesetzt werden 
sollten. 

Zu Nummer 2 (§ 185 RVO) 

Nach geltendem Recht besteht ein gesetzlicher An-
spruch auf häusliche Krankenpflege nur, wenn da-
durch eine Krankenhausbehandlung vermieden 
wird und eine im Haushalt lebende Person den 
Kranken nicht pflegen kann. Durch die Neurege-
lung erhalten alle kranken Schwerstpflegebedürfti-
gen einen Anspruch auf häusliche Krankenpflege, 
mit dem die vorhandene häusliche Pflege unter-
stützt werden soll. Für die anderen kranken Pflege-
bedürftigen bleibt es im Ergebnis beim geltenden 
Recht. 

Zu Absatz 1 

Durch die Neuregelungen wird keine „Pflegeversi-
cherung" geschaffen. Leistungsgewährung allein 
bei Pflegebedürftigkeit ist keine Aufgabe der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Der Anspruch auf 
häusliche Krankenpflege ist deshalb davon abhän-
gig, daß der Schwerstpflegebedürftige krank ist und 
dies voraussichtlich für eine längere Zeit. Allein 
durch den Eintritt einer Krankheit von kürzerer 
Dauer soll für Schwerstpflegebedürftige kein An-
spruch auf häusliche Krankenpflege entstehen, der 
nach Beendigung der Krankheit wieder entfallen 
würde. Der versicherungsrechtliche Begriff „Krank-
heit" ist durch langjährige höchstrichterliche 
Rechtsprechung umschrieben. Grundsätzlich ist 
darunter jeder regelwidrige Körper- oder Geistes-
zustand zu verstehen, der ärztliche Behandlung er-
fordert. Die Krankheit muß jedoch nicht ursächlich 
für die Pflegebedürftigkeit sein. Es braucht deshalb 
nicht geprüft zu werden, aus welchem Grunde die 
häusliche Krankenpflege erforderlich ist. 

Wer als „schwerstpflegebedürftig" anzusehen ist, 
beschreibt Absatz 1 Satz 2. Eine abschließende Defi-
nition durch Gesetz erscheint nicht zweckmäßig. 
Sie könnte keine Gewähr dafür bieten, den begün-
stigten Personenkreis eindeutig abzugrenzen. Au-
ßerdem würde sie eine hinreichende Berücksichti-
gung der Lebensumstände von Schwerstpflegebe-
dürftigen durch die Praxis erschweren. Hier kann 
aber auf die langjährige Praxis im sozialen Ent-
schädigungsrecht und in der gesetzlichen Unfall-
versicherung hingewiesen werden, wo in den höch-
sten Stufen der Pflegezulage nach § 35 BVG oder in 
den höchsten Kategorien der Pflege nach § 558 
RVO bereits Anhaltspunkte für die Umschreibung 
Schwerstpflegebedürftiger vorliegen. Um dem be-
handelnden Arzt die Verordnung häuslicher Kran- 
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kenpflege für Schwerstpflegebedürftige zu erleich-
tern, hat der Bundesausschuß der Ärzte und Kran-
kenkassen in Richtlinien dazu Näheres festzule-
gen. 

Durch eine Anpassung der Richtlinien kann verän-
derten Verhältnissen und Bedürfnissen der Pflege-
bedürftigen auch schneller Rechnung getragen wer-
den als durch Gesetzesänderungen. 

Im Regelfall erhalten Schwerstpflegebedürftige in 
ihrem Haushalt oder ihrer Familie Hilfe durch an-
dere Personen. Diese familiären Hilfeleistungen 
durch Verwandte, Freunde und Nachbarn sollen 
durch die häusliche Krankenpflege ergänzt und ge-
stärkt werden, damit der Pflegebedürftige mög-
lichst lange in seiner gewohnten Umgebung bleiben 
kann und nicht in ein Pflegeheim aufgenommen 
werden muß. Durch die Worte „in ihrem Haushalt 
oder ihrer Familie" werden Begriffe des geltenden 
Rechts übernommen. Das Vorhandensein familiä-
rer Hilfe ist allerdings keine Leistungsvorausset-
zung. Bei häuslicher Krankenpflege und Haushalts

-

hilfe handelt es sich um „ambulante" Maßnahmen. 
Auf diese Leistungen besteht dann kein Anspruch, 
wenn der Pflegebedürftige zur Betreuung und 
Pflege in eine entsprechende Einrichtung aufge-
nommen wurde (ausgenommen bei kurzzeitiger 
Aufnahme; vgl. Absatz 3 Satz 2). 

Zu Absatz 2 

Häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe sollen 
die Pflege und Betreuung durch Angehörige oder 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe unterstützen 
und ergänzen. Um den dringensten Bedarf bei 
Schwerstpflegebedürftigen abzudecken, wird der 
Anspruch auf 25 Pflegeeinsätze im Monat festge-
legt. Der Versicherte kann entscheiden, wie die 25 
Einsätze über den Monat verteilt werden sollen, er 
kann auch eine geringere Zahl in Anspruch neh-
men. 

Zu Absatz 3 

Angehörige, die einen Schwerstpflegebedürftigen 
pflegen, können vorübergehend für die Pflege aus-
fallen (z. B. durch Krankheit, Schwangerschaft, Kur 
oder Urlaub). Für eine Höchstdauer von vier Wo-
chen im Kalenderjahr übernimmt dann die Kran-
kenkasse die ausgefallenen familiären Hilfeleistun-
gen. Der Gesamtanspruch umfaßt während dieser 
Zeit die Pflege und hauswirtschaftliche Versorgung 
in dem erforderlichen Umfang, eine weitergehende 
Begrenzung entfällt. Der Anspruch besteht auch 
dann, wenn der Versicherte während dieser Zeit 
vorübergehend außerhalb seines Haushalts oder 
seiner  Familie gepflegt wird. 

Zu Absatz 4 

Die kranken Versicherten, die der Pflege bedürfen, 
aber nicht schwerstpflegebedürftig sind, haben An-
spruch auf häusliche Krankenpflege, wenn Kran-
kenhauspflege erforderlich wäre, aber nicht durch-
geführt wird. Die Neufassung verdeutlicht den die 

Krankenhauspflege ersetzenden Charakter dieser 
Leistung und konkretisiert die Dauer des An-
spruchs. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung entspricht hinsichtlich der kranken 
pflegebedürftigen Versicherten, die nicht schwerst-
pflegebedürftig sind, dem geltenden Recht. Die Lei-
stung umfaßt dieselben Maßnahmen (z. B. Grund-
und Behandlungspflege) wie in Absatz 4. 

Zu Absatz 6 

Anders als bei Schwerstpflegebedürftigen wird 
häusliche Krankenpflege nicht erbracht, soweit 
eine im Haushalt des Kranken lebende Person die-
sen pflegen kann. 

Zu Absatz 7 

Der Anspruch auf häusliche Krankenpflege richtet 
sich gegen die Krankenkasse, die dem Versicherten 
die Pflegekraft als Sachleistung zur Verfügung zu 
stellen hat. Dazu kann die Krankenkasse geeignete 
Kräfte anstellen oder mit denjenigen, die Pflege 
und hauswirtschaftliche Versorgung als Dienstlei-
stung anbieten, entsprechende Verträge schließen 
(vgl. § 376b RVO). 

Anstelle dieses „Sachleistungsanspruchs" ist eine 
Kostenerstattungsregelung nicht zulässig. Die Zah-
lung einer Vergütung für eine von dem Versicher-
ten selbst beschaffte Pflegekraft wird ausgeschlos-
sen; dadurch soll die Bezahlung von privaten Gefäl-
ligkeitsleistungen vermieden werden. 

Die Krankenkasse soll im Einzelfall bei der Aus-
wahl der Einrichtung, die die Dienstleistungen er-
bringt, den Wünschen des Pflegebedürftigen ent-
sprechen, wenn sie z. B. aus religiösen Gründen be-
rechtigt sind. 

Zu Absatz 8 

Durch Absatz 8 wird geregelt, daß der Anspruch auf 
häusliche Krankenpflege gegenüber dem genann-
ten anderen Anspruch nachrangig ist. Der An-
spruch nach § 185 RVO entfällt beim Zusammen-
treffen mit diesem Anspruch im vollen Umfang. 

Zu Nummer 3 (§ 185b RVO) 

Die Vorschrift wird redaktionell dem neuen Wort-
laut des § 185 Abs. 4 angepaßt. 

Soweit Schwerstpflegebedürftige der Haushalts-
hilfe bedürfen, wird der Anspruch darauf durch 
§ 185 Abs. 1 bis 3 geregelt (im Pflegeeinsatz enthal-
ten). 

Zu Nummer 4 (§ 368 RVO) 

Die Verordnung häuslicher Krankenpflege ist Ge-
genstand der kassenärztlichen Versorgung. 
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Zu Nummer 5 (§ 368o RVO) 

Die Ergänzung regelt, daß bei der Beschlußfassung 
über die Richtlinien über die Verordnung häusli-
cher Krankenpflege, die auch für die Ersatzkassen 
verbindlich sind, die Ersatzkassen im Bundesaus-
schuß der Ärzte und Krankenkassen mitwirken. 

Zu Nummer 6 (§ 368 p RVO) 

Die Ergänzung des § 368p Abs. 1 RVO gibt dem 
Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen den 
Auftrag, Richtlinien über die Verordnung häusli-
cher Krankenpflege zu beschließen. Im Rahmen 
dieser Richtlinien ist Näheres darüber festzulegen, 
in welchen Fällen bei Schwerstpflegebedürftigkeit 
häusliche Krankenpflege verordnungsfähig ist. 

Zu Nummer 7 (§ 369b RVO) 

Der Vertrauensarzt hat in jedem Einzelfall die Ver-
ordnung von häuslicher Krankenpflege und von 
Haushaltshilfe für Schwerstpflegebedürftige zu 
überprüfen. Dabei sind für ihn die Kriterien maßge-
bend, die der Bundesausschuß der Ärzte und Kran-
kenkassen in seinen Richtlinien zur Verordnung 
von häuslicher Krankenpflege festgelegt hat. Die 
Sonderregelung ist wegen der finanziellen Bedeu-
tung der Leistung erforderlich. Sie soll gewährlei-
sten, daß diese Leistung gezielt nur Schwerstpflege-
bedürftigen zugute kommt. 

Die Schwerstpflegebedürftigkeit soll durch eine Un-
tersuchung des Kranken überprüft werden. Im Re-
gelfall ist es daher erforderlich, daß der Vertrauens-
arzt den Pflegebedürftigen zu Hause aufsucht. Dies 
gilt grundsätzlich auch bei der Wiederholung der 
Überprüfung. In bestimmten Fällen soll eine Ent-
scheidung aber auch auf Grund von Feststellungen, 
die der behandelnde Arzt getroffen hat (z. B. bei 
ärztlich festgestellter Halsmarklähmung), möglich 
sein. 

Zu Nummer 8 (§ 376b RVO) 

Die Vorschrift wird redaktionell an die Neurege-
lung der häuslichen Krankenpflege (§ 185 RVO) an-
gepaßt. Als Vertragspartner der Kasse kommen 
nicht nur öffentliche und private Pflegeeinrichtun-
gen (insbesondere Sozialstationen), sondern auch 
selbständig tätige Krankenpflegepersonen in Be-
tracht. Dabei hat die Kasse die Vielfalt der Lei-
stungserbringer angemessen zu berücksichtigen. 
Wegen der erheblichen finanziellen Bedeutung der 
häuslichen Krankenpflege und im Interesse eines 
kostendämpfenden Wettbewerbs werden die Kas-
sen ausdrücklich verpflichtet, bei der Vertragsge-
staltung auf eine wirtschaftliche und preisgünstige 
Leistungserbringung zu achten. 

Zu Nummer 9 (§ 525 c RVO) 

Die vom Bundesausschuß der Ärzte und Kranken-
kassen zur Verordnung von häuslicher Kranken-
pflege beschlossenen Richtlinien sollen auch für die 
Ersatzkassen gelten. 

Zu Artikel 2 (Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte) 

Zu Nummer 1 (§ 16 KVLG) 

Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu Nummer 2 (§ 18 KVLG) 

Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 

Zu Nummer 3 (§ 75 KVLG) 

Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 7 

Zu Nummer 4 (§ 77 KVLG) 

Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 8 

Zu Artikel 3 (Reichsknappschaftsgesetz) 

Die Änderung des § 204 Abs. 2 RKG stellt eine Fol-
geänderung zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 376b RVO) dar. 

Zu Artikel 4 (Bundesversorgungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 11 BVG) 

Mit den neuen Absätzen 1 a und 1 b werden die Lei-
stungen in § 185 RVO n. F. in das BVG eingefügt. 
Der neue Absatz 1 c entspricht den Sätzen 3 und 4 
des § 11 Abs. 1 a. F. Der Satz 5 des § 11 Abs. 1 a. F. 
wird Absatz 1 d. 

Zu Nummer 2 (§ 12 Abs. 1 BVG) 

Folgeänderung aus der Neufassung des § 11 BVG, 
um die grundsätzliche Einheitlichkeit des Lei-
stungsumfangs der Heil- und der Krankenbehand-
lung zu wahren. 

Zu Nummer 3 (§ 18 Abs. 7 BVG) 

Folgeänderung 

Zu Nummer 4 (§ 35 Abs. 3 und 4 BVG) 

Durch die Änderung des Absatzes 3 wird die bisher 
schon bestehende Möglichkeit zur Berücksichti-
gung anderer Pflegeleistungen bei der Pflegezulage 
der neuen Gesetzeslage angepaßt. 

Wenn der Beschädigte die neue Leistung für 
Schwerstpflegebedürftige in Anspruch nimmt, soll 
dies nach der Ergänzung des Absatzes 4 auch bei 
einer Pflegezulage mindestens nach Stufe III be-
rücksichtigt werden können, um eine Kumulierung 
beider Leistungen für denselben Zweck auszu-
schließen. Von der in das Ermessen der Verwaltung 
gestellten Berücksichtigung wird Gebrauch zu ma-
chen sein, wenn für das gleiche Pflegebedürfnis, das 
bereits durch die Pflegezulage abgedeckt ist, die 
neue Leistung in Anspruch genommen wird. 
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Zu Artikel 5 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 

C. Wirtschaftliche Auswirkungen 

Die gesetzliche Krankenversicherung wird durch 
die Maßnahmen des Gesetzentwurfs ab 1988 vor-
aussichtlich wie folgt zusätzlich belastet: 

Häusliche Krankenpflege und 
Haushaltshilfe für Schwerst

-

pflegebedürftige 	 1,53 Mrd. DM 

Ersatzpflegekraft 	 0,21 Mrd. DM 

verstärkte medizinische 
Rehabilitation 	 0,25 Mrd. DM  

1,99 Mrd. DM 

Dieser Betrag entspricht rechnerisch einem Fi-
nanzvolumen von 0,25 Beitragssatzpunkten. Wegen 
des Inkrafttretens der Neuregelungen erst im Jahr 
1988 können Beitragssatzerhöhungen insoweit vor-
her nicht eintreten. Im übrigen geht die Bundesre-
gierung davon aus, daß durch entsprechende Ein-
sparungen, insbesondere im stationären Bereich, 

Beitragserhöhungen nicht erforderlich sein wer-
den. 

D. Finanzielle Auswirkungen 

Die Belastung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung wirkt sich wegen der vom Bund zu tragenden 
Ausgaben für die Altenteiler in der Krankenver-
sicherung der Landwirte in Höhe von rund 80 Mio. 
DM jährlich auf den Bund aus. 

Der jährliche Mehraufwand durch die vorgesehe-
nen Änderungen des Bundesversorgungsgesetzes 
beträgt rund 20 Mio. DM. 

E. Preiswirkungsklausel 

Die Maßnahmen des Gesetzentwurfs würden für 
sich genommen einen geringfügigen Anstieg der 
Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bewirken; jedoch ist damit nicht zu rechnen, 
weil der Mehraufwand für häusliche Pflege durch 
Einsparungen in anderen Leistungsbereichen, ins-
besondere im stationären Bereich, kompensiert 
werden soll. Auswirkungen auf andere Bereiche 
sind nicht erkennbar. Insoweit sind Auswirkungen 
auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht zu er-
warten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 185 Abs. 4, 5 RVO) 
Artikel 4 Nr. 4 (§ 35 Abs. 3, 4 BVG) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte si-
chergestellt werden, daß für die anspruchsbe-
rechtigten Schwer- und Schwerstpflegebedürfti-
gen keine Verschlechterung ihrer schon nach 
dem geltenden Recht bestehenden Ansprüche 
eintritt. Nach Auffassung des Bundesrates ist 
dies durch die Neufassung des § 185 Abs. 4 und 5 
RVO und des § 35 Abs. 3 und 4 BVG nicht eindeu-
tig gewährleistet. 

2. Zum Gesetzentwurf 

Der Bundesrat ist mit der Bundesregierung der 
Auffassung, daß das Risiko der Pflegebedürftig-
keit der Absicherung bedarf. Auf die seit über 
zehn Jahren geführte intensive Fachdiskussion 
müssen die erforderlichen Entscheidungen des 
Gesetzgebers folgen. Bei der finanziellen Dimen

-

sion des Problems sind auch Verbesserungen in 
Stufen hilfreich. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung läßt den 
Weg zu einer großen Lösung offen. Er beschränkt 
sich auf verbesserte Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Bereich der häuslichen 
Krankenpflege. Der Bundesrat hält es hingegen 
für notwendig, 

— wirksame Pflegehilfen im ambulanten Be-
reich vorzusehen und 

— eine rentenversicherungsrechtliche Absiche-
rung der Pflegepersonen einzuführen. 

Der Bundesrat verkennt nicht, daß eine wirk-
same Verbesserung bei der Absicherung des 
Pflegefallrisikos mit erheblichen Kosten verbun-
den ist. Er ist der Auffassung, daß in allen Lei-
stungsbereichen der Krankenkassen gemein-
same Anstrengungen erforderlich sind, um die 
Bemühungen um Beitragssatzstabilität nicht zu-
sätzlich zu gefährden. Die im Gesundheitswesen 
vorhandenen Wirtschaftlichkeitsreserven sind 
aufzudecken und auszuschöpfen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1.  

Die Bundesregierung wird im Verlauf des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens auf eine Klarstellung 
hinwirken, wonach für die anspruchsberechtigten 
Schwerstpflegebedürftigen keine Verschlechterun-
gen ihrer schon nach geltendem Recht bestehenden 
Ansprüche auf häusliche Krankenpflege eintreten 
sollen. 

Zu 2.  

Zur grundsätzlichen politischen Einschätzung des 
Problems einer verbesserten sozialen Absicherung 
bei Pflegebedürftigkeit verweist die Bundesregie-
rung auf ihre Stellungnahme zum Gesetzentwurf 
des Bundesrates zur Absicherung des Pflegefallrisi-
kos — BR-Drucksache 138/86. 


